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„Britishness“ – oder gibt es einen Nationa-
lismus für das 21. Jahrhundert? 

 

Britische Gedanken zu einer möglicherweise 
unvermeidbaren europäischen Debatte 

 
 
Im Umfeld des britischen Schatzkanzlers Gordon Brown wird seit 
geraumer Zeit darüber diskutiert, wie die wachsende Heterogenität 
der britischen Gesellschaft in einem neuen, den Realitäten des 21. 
Jahrhunderts gerecht werdenden nationalem Identitätsgefühl auf-
gefangen werden kann. Einer der wichtigsten Beteiligten dieser 
Debatte ist der Unterhaus-Abgeordnete Michael Wills, der im fol-
genden Text die Grundzüge dieser Debatte und ihre zentralen Ele-
ment zusammenfasst. 
 

Michael Wills 
 

 
Vor fünfzig Jahren, kurz nach dem trauma-
tischen Erlebnis eines schrecklichen Welt-
kriegs, hatten die meisten europä-ischen 
Politiker die Vision, dass die im National-
staat begründete politische Grund-haltung 
langsam aussterben und einer großzügige-
ren, wohlwollend-kooperativen Politik Platz 
machen würden. Doch die nationale Identi-
tät steht nach wie vor im Zentrum aller Poli-
tik, auch wenn dem Europa der Nach-
kriegszeit der nationa-listische Wettstreit 
des neunzehnten und zwanzigsten Jahr-
hunderts erspart blieb. 
 
Die traditionellen Themen Patriotismus und 
nationale Identität mit ihrer starken Be-
tonung hierarchisch aufgebauter Institu-
tionen und ruhmreicher Zeiten unter dem 

britischen Empire haben für die meisten 
Einwohner Großbritanniens seit langem an 
Bedeutung verloren. Trotzdem ist die natio-
nale Identität noch immer wichtig. Sie zieht 
sich mit all ihren ungelösten Fragen durch 
alle aktuellen Probleme, vor denen Großbri-
tannien heute steht. Von der Frage der Ver-
fassung bis zu Großbritanniens Rolle in Eu-
ropa, vom Kampf gegen den Terrorismus, 
den globalen Strömen von Menschen und 
Kapital und den dadurch entstandenen Auf-
schwung eines neuen rechtsgerichteten 
Populismus sowie der Antiglobalisierungs-
bewegung bis hin zu der Frage, wie und 
warum wir öffentliche Dienstleistungen in 
der gegenwärtigen Form anbieten – unsere 
Haltung zu all diesen Themen ist stets 
durch unser Gefühl beeinflusst, wohin wir 
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gehören und wem wir aus welchen Grün-
den zur Loyalität ver-pflichtet sind.   
 
Von verschiedener Seite wurde angeführt, 
die nationale Identität habe an Bedeutung 
verloren, was auf die globalen Umwäl-
zungen der letzten fünfzig Jahre zurückzu-
führen sei: die rasante Auflösung des Briti-
schen Empires und in der Folge das Ver-
schwinden jener Institutionen und Symbole, 
die für die Definition britischer Identität so 
wichtig gewesen waren, die Phänomene 
Globalisierung und verstärkte gegenseitige 
Abhängigkeit, durch die sich die ursprüng-
lich national begrenzten Volkswirtschaften 
mehr und mehr nach außen wandten und 
global wurden, der daraus folgende Wandel 
der Institutionen, welcher wiederum darauf 
zurückzuführen ist, dass die Nationalstaa-
ten zunehmend multilaterale Institutionen 
benötigen; die Zunahme des Flugverkehrs 
und die Ausbreitung des Fernsehens als 
treibende Faktoren des kulturellen Wan-
dels; und ganz allgemein das Umsichgrei-
fen eines neuen, globalen Bewusstseins 
und damit einhergehender gesellschaftli-
cher Verände-rungen mit einer neuen Iden-
titätspolitik, die sich aus individuellen 
Merkmalen wie Ge-schlechtszugehörigkeit 
und Sexualität her-leitet und das Bewusst-
sein nach innen, zum Individuum hin, richtet 
anstatt nach außen auf die Nation. 
 
Trotz dessen hat der Begriff der Nation ü-
berlebt und ist ein Orientierungspunkt der 
politischen Identität geblieben. In vielerlei 
Hinsicht ist eine klare Wahrnehmung der 
nationalen Identität heute wichtiger denn je. 
Die Bedrohung, die diese Identität durch die 
Zerfallswirkung rascher, weltweiter Verän-
derungen zu erfahren scheint, lässt sie für 
das Individuum sogar noch wichtiger wer-
den, denn in Zeiten schneller und umwäl-
zender Veränderungen suchen die Men-
schen Halt im Vertrauten. So ist es nicht 
verwunderlich, dass der furchtbare Schock 
des 11. September bei vielen Amerikanern 
eine Woge patriotischer Gefühle auslöste, 
denn sie suchten nach einem festen Halt in 
diesem unerwarteten Sturm, der über sie 
hereingebrochen war.   
 
Dieses Bedürfnis nach Zugehörigkeit ist 
schon immer ein Motor der Geschichte ge-
wesen. Das gilt noch mehr für Be-
drohungen des Zugehörigkeitsgefühls. Im 
Fluss des Wandels brauchen wir alle das 

Gefühl, in einen sicheren Hafen zurück-
kehren zu können, und der Nationalstaat ist 
nach wie vor unser Anker. Viele unserer 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Wurzeln gründen im Nationalstaat, etwa 
unser Erziehungs- und Rechtssystem, das 
öffentliche Gesundheitssystem, der öffent-
liche Rundfunk und unsere politischen Insti-
tutionen. Alles, was uns verbindet und an 
einem bestimmten Ort zu einer bestimmten 
Zeit heimisch macht, die ge-meinsame 
Sprache und Kultur, die gemeinsamen ge-
sellschaftlichen und poli-tischen Einrichtun-
gen und Normvorstel-lungen, all das ist im 
Nationalstaat begründet. Und wenn die Zei-
ten sich än-dern, suchen wir gern Trost im 
Vertrauten. 
 
Welche Werte wir als Nation hochhalten 
sollten, dazu wird jeder einzelne Bürger 
seine Meinung haben, und die Diskussion 
darüber wird ständig und immer neu geführt 
werden müssen. Hier muss sich die Linke 
heute mehr als bisher engagieren, denn es 
ist mittlerweile zu gefährlich geworden, das 
Thema allein der Rechten zu überlassen, 
wie das die Linke früher oft getan hat. Da-
durch würde nämlich genau der Art von 
rechtsgerichtetem demagogischen Populis-
mus Tür und Tor geöffnet, die bereits die 
Politik anderer europäischer Staaten ver-
unstaltet hat und die in jüngster Zeit auch in 
Großbritannien aufgetaucht ist. Dieses En-
gagement kann allerdings nicht nur darin 
bestehen, sich einen bestimmten patrio-
tischen Wortschatz zuzulegen. Die Linke 
muss sich vielmehr eine eigene Sprach- 
und Diskurskultur schaffen, die ihre Werte 
und Vorstellungen widerspiegelt und die sie 
den Briten als ihre Vision nationaler Identi-
tät präsentieren kann. Nach einer langen 
Zeit der Unsicherheit hinsichtlich der Rolle 
Großbritanniens in der Welt, die von tief 
greifenden Veränderungen bestimmt war, 
ist dafür nun der Moment gekommen. 
 
 
Wer sind wir? 
 
Identität wird durch das Zusammenspiel 
komplexer Phänomene geprägt; es ist da-
her sehr schwer, diesen Begriff genau zu 
definieren. In Umfragen zur öffentlichen 
Meinung wird Identität oft an den neusten 
Fernsehserien oder Popsongs festgemacht. 
Versuchen Intellektuelle oder Politiker je-
doch, sie an weniger kurzlebige, nach-
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haltigere Phänomene zu koppeln, zeigt 
sich, wie schwierig dieses Unterfangen ist, 
wie Samuel Huntington in seinem gerade 
erschienenen Buch über die Vereinigten 
Staaten feststellt.1 
 
Nationale Identität war stets ein umstritte-
nes Thema. Sie ist weder gott-gegeben 
noch wird sie durch Regierungen bestimmt, 
sondern von Menschen ange-nommen oder 
abgelehnt. Das kann auch nicht anders 
sein, denn ihre Wurzeln bilden ein kompli-
ziertes Geflecht. Nationale Identität kann 
nicht einfach an einer be-stimmten Eigen-
schaft oder Institution fest-gemacht werden. 
Sie entsteht und wandelt sich immer wieder 
im Lauf der Zeit; teils wird sie durch be-
wusste Entscheidungen und teils unbe-
wusst, durch gelebte Erfah-rung, geformt. 
Hierbei kommen die Flut geschichtlicher 
Ereignisse, die Ver-mischung von Kulturen, 
Sprachen, Institu-tionen, die Politik, sowie 
wirtschaftliche und soziale Übereinkünfte 
ins Spiel. 
 
Trotz dieser Vielschichtigkeit hat die im 19. 
Jahrhundert verbreitete nationalistische Fo-
kussierung auf Abstammung und Volkszu-
gehörigkeit jedoch nichts mit einer spezi-
fisch britischen Identität zu tun. Auf dieser 
Grundlage eine brauchbare und aussage-
kräftige nationale Identität zu erschaffen, ist 
schlicht nicht möglich – wie sollten wir auch 
Kelten, Römer, Sachsen, Normannen, Hu-
genotten, Menschen jüd-ischer, asiatischer 
und karibischer Herkunft und all die ande-
ren Volksstämme und Nationalitäten ausei-
nandersortieren, die im Laufe der Zeit nach 
Großbritannien kamen und sich hier nieder-
ließen? Und warum sollten wir das auch tun 
wollen? Die britische Nation ist aus einer 
besonders reichen Vielfalt an Erfahrungen 
und aus einer Reihe von Invasions- und 
Einwanderungswellen und Handelspartner-
schaften entstanden, aus einer kraftvollen 
Mischung der Kulturen und Traditionen, die 
miteinander verschmolzen sind und dieses 
Land zu dem gemacht haben, was es heute 
ist. Der überragende Siegeszug der engli-
schen Sprache mit all ihren üppig sprudeln-
den Quellen zeugt von der wunderbaren 
Vielfalt unseres gemein-samen Erbes. 
  
                                                
1 Samuel Huntington, Who Are We? Die Krise der 
amerikanischen Identität; Europa Verlag, Hamburg 
2004 
 

Viele sind der Meinung, unsere Geschichte 
habe uns zu dem gemacht, was wir heute 
sind. Greift man jedoch heute Elemente aus 
der Vergangenheit als typisch für die briti-
sche Identität heraus, so ist dieser Prozess 
unvermeidlich subjektiv und bestä-tigt eher 
bereits bestehende Überzeu-gungen, statt 
objektive Erkenntnisse zu liefern. Wenn et-
wa Margaret Thatcher dem Unternehmer 
des viktorianischen Zeitalters nachhängt, 
steht dahinter eine andere Vorstellung von 
nationaler Identität als bei Tony Benns Ver-
ehrung für die Reform-bewegungen der 
Chartisten und Leveller. In den Debatten 
zur Asylpolitik deutet die Tatsache, dass 
mehrere Minister unsere stolze Tradition als 
Zufluchtsort für von Verfolgung und Folter 
Bedrohte betonen, in Richtung einer offe-
nen und nach außen gewandten Vision des 
modernen Groß-britanniens. 
 
Zweifellos sind unsere nationalen Institu-
tionen grundlegender Bestandteil unseres 
Wesens, wenngleich wir nicht stur darauf 
beharren sollten, sie unverändert zu las-
sen. Sie stehen für unsere nationale Identi-
tät und die Summe der Erfahrungen der 
Briten im Lauf der Geschichte. Diese Erfah-
rungen sind das Produkt aus Ausein-
andersetzungen, Kämpfen und ständigem 
Wandel, aus der stetigen Weiterentwicklung 
entsprechend den politischen, gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Veränderungen, 
in einem ständigen Dialog zwischen Ver-
gangenheit und Zukunft. Als konkreter Aus-
druck unserer „imaginären Gemein-schaft“ 
tragen sie dazu bei, unser Gefühl für natio-
nale Identität zu formen und zu fördern. Ei-
nerseits spiegeln diese Erfah-rungen unse-
re Werte und Bestrebungen als Nation wi-
der und andererseits formen sie sie auch. 
Dabei entwickeln sie sich als Reaktion auf 
politische, gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Veränderungen ständig weiter und ste-
hen in einer stetigen Wechselbeziehung 
zwischen Vergangen-heit und Zukunft. 
 
Diese nationalen Institutionen spiegeln 
zwar den Zustand der Nation wider, sie 
gestalten sie jedoch nicht. Sie sind keine 
unverrückbaren, feststehenden Ausdrucks-
formen nationaler Identität. Im Gegenteil: 
Sie haben sich im Lauf der Geschichte 
ständig verändert und ihren Schwerpunkt 
verlagert. So war die parlamentarische 
Demokratie Ende des neunzehnten Jahr-
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hunderts eine vollkommen andere als zu 
dessen Beginn. 
 
Das Wesen unserer Identität liegt also an-
derswo begründet – vor allem in unseren 
gemeinsamen „britischen“ Werten und Ei-
genschaften, wie auf Toleranz beruhende 
Kreativität, Offenheit und Anpassungsfähig-
keit, Arbeit und das Streben danach, sich 
selbst zu verbessern, starke Gemeinschaf-
ten und die Tendenz, nach außen, in die 
Welt zu blicken. All dies sind Merkmale, die 
von unserer einzigartigen geografischen 
und historischen Situation als Insel herrüh-
ren, und sie alle sind in einem tief verwur-
zelten Sinn für Fairness und Anstand be-
gründet.  
Roger Scruton sagte: „Wenn die Menschen 
die Ideale, die ihre nationale Identität ge-
prägt haben, über Bord werfen, miss-
achten oder verhöhnen, bilden sie kein Volk 
mehr, sondern nur noch eine Menschen-
masse“. Solche Ideale sind der Kitt, der die 
von Benedict Anderson beschriebene „ima-
ginäre Gemeinschaft“ der Nation zusam-
menhält. 
 
Dieser Ansatz läuft natürlich Gefahr, als 
abstrakt bis hin zur praktischen Bedeu-
tungslosigkeit bewertet zu werden. Wer ihn 
jedoch in dieser Form angreift, muss sich 
auch die Frage gefallen lassen, wo denn 
sonst die Wurzeln nationaler Identität lie-
gen. Wo die ethnische Herkunft offensicht-
lich nicht die Antwort sein kann und territo-
riale Gesichtspunkte sowie Insti-tutionen 
immer nur Teilaspekte der Frage abdecken 
können, bleiben am Ende eben die Wert-
vorstellungen und Eigenschaften stehen. 
Oft ist es auch so, dass solche Kritiker sich 
eigentlich nicht dagegen wenden, dass 
Werte als wichtig angesehen werden, son-
dern dass es vielmehr darum geht, welcher 
dieser Werte am ehesten für unsere natio-
nale Identität steht. 
 
Derartige Abstraktionen bergen natürlich 
immer die Gefahr der Ungenauigkeit in 
sich; allerdings sollte die Diskussion über 
die nationale Identität nicht um diese abs-
trakten Werte an sich kreisen, sondern eher 
darum, wie sich diese Werte und Eigen-
schaften in unseren Institutionen und unse-
rem Lebensstil ausdrücken sollten und wie 
stark sie von unseren Entscheidungen für 
die Zukunft abhängen.   
 

Wie kann man einzelne Bestandteile von 
Identität herausgreifen und an ihnen die 
einzigartige Identität jedes einzelnen Lan-
des deutlich machen? Und welche Be-
standteile könnten dies sein? Die geografi-
sche Lage? Warum haben die Britischen 
Inseln uns einen Charakter ge-geben, der 
so anders ist als beispielsweise der der Ja-
paner? Der Glaube? Hat der Katholizismus 
Mexikanern und Italienern tatsächlich ähnli-
che Identitäten verliehen? Die politischen 
Institutionen? Die parlamen-tarischen De-
mokratien unterscheiden sich erheblich 
voneinander. Es ist eben das enorm vielfäl-
tige, komplexe Zusammenspiel all dieser 
Aspekte, das jeder Nation diese ganz eige-
ne Identität verleiht, die stets leicht zu er-
kennen, aber schwer zu be-schreiben ist. 
Und besonders kommt es darauf an, wie 
dieses Zusammenspiel im Lauf der Zeit und 
der Geschehnisse verläuft. 
 

 

Eine Nation 
 
Im Zentrum jeder nationalen Identität muss 
ein Gefühl dafür stehen, das selbe Schick-
sal zu teilen und derselben „ima-ginären 
Gemeinschaft“ anzugehören. Und das 
muss wiederum die Überzeugung beinhal-
ten, dass eine solche Gemeinschaft glei-
chermaßen für die Bedürfnisse aller ihrer 
Mitglieder zuständig ist. Ohne dieses letzte-
re Konzept ist eine kohärente nationale I-
dentität für Großbritannien nur schwer vor-
stellbar. Die Phänomene, die in früheren 
Jahrhunderten zum Aufbau von National-
bewusstsein beitrugen, gibt es heute so 
nicht mehr. Vom Terrorismus einmal abge-
sehen, sind wir heute weder durch Dauer-
kriege, die ständige Gefahr plündernder 
Horden aus angrenzenden Staaten noch 
durch religiöse Spannungen bedroht. Um 
dieses Zugehörigkeitsgefühl, das der Kern 
jeder nationalen Identität ist, zu empfinden, 
müssen die Menschen sich auch gesell-
schaftlich und wirtschaftlich zugehörig füh-
len.   
Für die Linke bedeutet das, das Wirt-
schaftsleben so zu gestalten, dass Stabilität 
und Vollbeschäftigung geschaffen werden, 
damit alle Bürger eine erfüllende Arbeit fin-
den können. Es bedeutet auch, in den öf-
fentlichen Dienst, Schulen und Universitä-
ten zu investieren, damit jeder Einzelne die 
Möglichkeit bekommt, sein Potential auszu-
schöpfen, und damit die Armuts- und Un-
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wissenheitsschranken ab-gebaut werden, 
die schon so viele Talente im Keim erstickt 
haben, damit jeder Einzelne den ganz ei-
genen und persönlichen Beitrag leisten 
kann, der ihm zu leisten gegeben ist. 
 
Heutzutage besteht die Aufgabe des Staa-
tes darin, die Sicherheit der Nation aktiv zu 
gewährleisten, nicht nur in der Abwehr von 
Gefahren für Leib und Leben, sondern auch 
darin, wirtschaftliche und soziale Chancen 
für alle sicherzustellen. Wenn den Bürgern 
ihre Zugehörigkeit zu Großbritannien wirk-
lich etwas wert sein soll, muss Großbritan-
nien auch in der Lage sein, all seinen Bür-
gern ganz praktisch und jeden Tag aufs 
Neue seinen Wert als politische Struktur vor 
Augen zu führen.   
  
Wenn eine Nation die wirtschaftlichen und 
sozialen Bedürfnisse eines Teils ihrer Bür-
ger nicht erfüllt, ist es nicht verwunderlich, 
wenn deren kulturelles und emotionales 
Loyalitätsempfinden ambi-valent ist und 
dieselbe mehrfache Loyalität, die früher für 
eine vielfältige und gesunde Politik gesorgt 
hat, nun manchmal zu Verwirrung, Ent-
fremdung und Konflikten führt. Wir sollten 
uns davor hüten, eine solche Entfremdung 
den besonderen Eigenschaften einzelner 
Gemeinschaften zuzuschreiben. Viele Mus-
lime fühlen sich zum Beispiel ganz selbst-
verständlich als Muslime und Briten und 
können keinen Konflikt zwischen diesen 
beiden Identifika-tionspunkten erkennen. 
Wir müssen uns nun die Frage stellen, wa-
rum das nicht auf alle Muslime im heutigen 
Großbritannien zutrifft. Ein wichtiger Teil 
der Antwort ist die soziale und wirtschaftli-
che Ausgrenzung. 70% der Angehörigen 
ethnischer Minder-heiten in Großbritannien 
leben in den am meisten heruntergekom-
menen Verwal-tungsbezirken, und wenn 
man Alter, Ausbildung und Wohnort mit 
einbezieht, hat ein aus Indien oder Bangla-
desch stammender Mann nur eine halb so 
große Chance wie ein Weißer, eine qualifi-
zierte Arbeit zu finden. 
Es gibt gute ethische und politische Grün-
de, etwas gegen soziale und wirt-
schaftliche Ausgrenzung zu tun, die nichts 
mit der nationalen Identität zu tun haben. 
Wenn jedoch diese nationale Identität ü-
berhaupt für etwas stehen und das Zugehö-
rigkeitsgefühl, das jeder gesunden demo-
kratischen Politik zugrunde liegt, stärken 
soll, muss die soziale und wirt-schaftliche 

Ausgrenzung angegangen werden. Und 
wenn zur Förderung des nationalen Zu-
sammenhalts die Bedürfnisse aller Bürger 
gleichermaßen erfüllt werden sollen, setzt 
dies wiederum der weiteren Dezentralisie-
rung öffentlicher Dienst-leistungen Gren-
zen. 
 
Die Verteilung von Hilfszuwendungen von 
Reich nach Arm ist immer ein heikles The-
ma, und man sollte sich nicht der Illusion 
hingeben, es sei möglich, be-stimmte Mittel 
ohne schmerzliche Ein-schnitte oder Kom-
plikationen einfach nur umzuschichten. So 
einfach ist es natürlich nicht. Solche Verän-
derungen können nur langfristig, durch ge-
meinsame Werte, ein gemeinsames Enga-
gement für die Erfüllung der Bedürfnisse 
aller Bürger und ein gemeinsames Zugehö-
rigkeitsgefühl zu der Gemeinschaft, die die-
se Bedürfnisse erfüllen kann, erreicht wer-
den. 
 
 
Das multinationale, multikultu-
relle Großbritannien 
 
Ein multinationaler Staat war Großbri-
tannien schon immer. Heute ist es auch ein 
multikultureller Staat. Multikulturalismus ist 
keine Ideologie, wie manche hartnäckig be-
haupten, sondern eine Tatsache, und zwar 
noch nicht einmal eine neue. Es liegt in un-
serer Geschichte als nach außen orientier-
tes, Handel treibendes Inselvolk begründet, 
dass wir stets neuen Einflüssen aus ande-
ren Völkern und Kulturen ausgesetzt waren. 
Über Hunderte von Jahren sind immer neue 
Ströme von Einwanderern nach Großbri-
tannien ge-kommen, und alle haben ihre 
eigene Kultur mitgebracht.   
 
Es ist auch nichts Neues, dass Einwande-
rerkulturen den Bewohnern des Gastlandes 
isoliert und abgeschottet er-scheinen. Die 
Sorge im Zusammenhang mit ihrer Isoliert-
heit ist nicht neu, und es wird auch nichts 
Neues an der Art und Weise sein, wie die 
jüngste Welle von Einwan-derern, die in 
den letzten fünfzig Jahren hier angekom-
men ist, mit der Zeit hier Wurzeln schlagen 
und sich anpassen wird. Wer sich heute 
über den Einfluss von Neuankömmlingen 
fremder Kulturen inner-halb der letzten 
Jahrzehnte aufregt, übersieht leicht, wie 
fremd die Hugenotten im siebzehnten Jahr-
hundert im Londoner Stadtteil Spitalfields 
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oder die Iren und Juden im neunzehnten 
Jahrhundert im East End gewirkt haben 
müssen. Zudem waren die Briten von da-
mals weit weniger bereit, sich neuen und 
fremden Einflüssen zu öffnen als die Briten 
von heute, die viel weiter gereist sind und 
dem Rest der Welt auch dank des Fernse-
hens viel offener und bewusster gegenü-
berstehen. Man kann kaum behaupten, 
diese Einwanderer hätten das Land nicht 
bereichert, und es gibt auch keinen Grund, 
anzunehmen, die heutigen Einwanderer 
würden dieser großartigen britischen Tradi-
tion nicht folgen. 
 
Das soll nicht heißen, dass Einwanderung 
keine politischen und kulturellen Heraus-
forderungen mit sich bringt. Das kann 
durchaus so sein, und multinationale, multi-
kulturelle Staaten müssen dann Wege fin-
den, um die Bedürfnisse der ver-
schiedenen politischen Gemeinschaften in 
ihrer Mitte unter einen Hut zu bringen. 
 
Es kann immer wieder vorkommen, dass 
sich Angehörige von Minderheiten angreif-
bar fühlen; bei schwierigen wirt-schaftlichen 
Verhältnissen werden sie auch leicht zu 
Zielscheiben für die gesell-schaftliche 
Mehrheit, die ihre Unzufrieden-heit mit den 
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
dann an ihnen auslässt. Es kann nicht ein-
fach darauf vertraut werden, dass sich sol-
che Probleme mit der Zeit von selbst lösen. 
Vielmehr hat jede Regierung die Pflicht, alle 
ihre Bürger nicht nur vor Gewalt, sondern 
auch vor Diskriminierung zu schützen. Die-
ses Prinzip der Gleich-stellung bildet den 
Kern des Bürger- und Gemeinschaftsprin-
zips. 
 
Das Prinzip der Gleichstellung am Arbeits-
platz, bei Wahlen und vor dem Gesetz ist 
offensichtlich. Die kulturellen Herausforde-
rungen können jedoch kom-plexer sein, 
denn wann sollte der Staat darauf beste-
hen, dass jeder Bürger sich zu den ge-
meinsamen Werten bekennt, und wann 
sollte er die unvermeidlichen Unter-schiede 
akzeptieren, ja sogar hochhalten? 
 
In der Theorie gibt es zwei diametral entge-
gengesetzte Ansätze: Entweder existieren 
mehrere unterschiedliche, her-metisch ab-
gegrenzte und stark auf sich bezogene 
Gemeinschaften, die nur unter dem weiten 
Dach der vom Staat bereit-gestellten inne-

ren und äußeren Sicher-heitspolitik zu-
sammengefasst sind, oder, um ins andere 
Extrem zu fallen, Staaten konstruieren sich 
als Schmelztiegel, ideal verkörpert durch 
den romantisch verklärten Mythos USA, in 
dem alle kulturellen und herkunftsbezoge-
nen Besonderheiten zu einer einzigen nati-
onalen Kultur verschmol-zen werden. In der 
Praxis suchen Staaten schließlich immer 
nach einem Mittelweg zwischen diesen bei-
den Extrempolen. Teilweise wird die Auf-
fassung vertreten, dass man, statt durch 
vorgegebene Lösungen die Reibungspunk-
te zu betonen, diese lieber nicht anrühren 
solle, damit sie sich auf klassisch britische 
Art in einer Reihe fallbezogenen Kompro-
misslösungen von selbst lösen. 
 
In der Regel haben diese Fragen keine poli-
tische Bedeutung. Das muss jedoch nicht 
immer so sein, deshalb muss es auch einen 
Plan zu ihrer Lösung geben. Ohne einen 
solchen stolpert man nur durch den Nebel 
des Relativismus, und, wo dieser holprige 
Pfad auch enden mag, die Politiker schei-
tern dann an zwei der wichtigsten Prüfun-
gen in einer Demokratie: den Kontakt mit 
ihren Wählern herzustellen und deren Er-
wartungen gerecht zu werden. Von sol-
chem Versagen nähren sich antidemo-
kratische, populistische und demagogische 
Strömungen. Um dem vorzubeugen, sollte 
jeder einzelne Bürger genau wissen, was er 
von der Gesellschaft und vom Staat zu er-
warten hat und was im Gegenzug von ihm 
und seinen Mitbürgern erwartet wird. Es 
muss eine Kultur der Rechte und Pflichten 
geben, der sich alle verpflichtet fühlen und 
die politische und kulturelle Klüfte überbrü-
cken kann. Denn nur auf der Basis einer 
solchen Kultur kann sich Vielfalt entwickeln, 
was auch zugelassen, ja gefördert werden 
sollte. 
 
Die Art der Umsetzung ist hierbei ebenso 
wichtig wie die Umsetzung selbst. In dem 
heute vorherrschenden politischen Klima, in 
dem eine gewisse Tendenz zur Ver-
teufelung von Muslimen auszumachen ist, 
muss sehr darauf geachtet werden, dass 
das Bedürfnis nach gemeinsamen Werten 
und Verhaltensmustern, die uns als Nation 
zusammenhalten, nicht als Ablehnung der 
Vielfalt missverstanden werden. Die Förde-
rung der Sprachkompetenz im Engl-ischen 
ist eine vernünftige Maßnahme, um gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Einglie-
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derung voranzubringen und allen Men-
schen in Großbritannien gleiche Chancen 
zu verschaffen, denn ohne diese Sprach-
kompetenz kann man nicht in vollem Um-
fang am gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Leben in Großbritannien teil-
nehmen. Wenn ein Einwanderer fließend 
Englisch spricht, kann das sein Einkommen 
um 17% erhöhen. Das schließt keinesfalls 
aus, dass daneben auch andere Sprachen 
und Kulturen gedeihen, denn das tun sie 
durchaus. 
 
Großbritannien muss diesen Ausgleich zwi-
schen Konformität und Vielfalt nicht neu 
erfinden, er ist bereits im Menschenrechts-
gesetz festgeschrieben. Dieses gründlich 
durchdachte, wichtige Gesetz schreibt ei-
nerseits Grundrechte und -Freiheiten als 
Voraussetzung für die Entfaltung von Un-
terschieden fest und stellt andererseits si-
cher, dass diese Unterschiede sich nur in 
Übereinstimmung mit den Menschen-
rechten entfalten können. 
 
Trotzdem stellen uns die Veränderungen in 
den Einwanderungsbewegungen vor neue 
Herausforderungen. Die früheren Einwan-
derungswellen führten bei den Einwan-
derern unweigerlich zu einer engen Bin-
dung an das Gastland, denn die Kosten 
und Mühen der weiten Reise führten dazu, 
dass man mit der Absicht einwanderte, sich 
tatsächlich auch niederzulassen. Und die 
schlechte Zugänglichkeit der Kultur des 
Herkunftslandes förderte die Eingliederung 
und Anpassung an die Kultur des Gastlan-
des. Billige Flüge, Satellitenfern-sehen und 
das Internet haben diese Dynamik stark 
verändert, und zwar an beiden Enden der 
Wirtschaftsskala. Der reiche Banker von 
der Wharton Business School und der Fla-
schenreiniger aus Warschau – beide fallen 
sie unter die neue Kategorie des mobilen 
Migranten. US-amerikanischen Studien zu-
folge haben unter den Einwanderern drei-
mal so viele eine Universitätsausbildung 
wie unter der einheimischen Bevölkerung, 
und ebenfalls dreimal so viele unter den 
Einwanderern wie unter der einheimischen 
Bevölkerung haben weniger als neun Jahre 
die Schule besucht. 
Die Globalisierung verändert die Migration, 
macht sie komplexer und lässt sie schneller 
auf kurzfristige wirtschaftliche Verän-
derungen reagieren. Es handelt sich hierbei 
nicht mehr um langfristige Strömungs-

bewegungen von den ärmsten in die reichs-
ten Länder. In den neunziger Jahren erlebte 
Asien, wie auch Europa und Amerika, Ein-
wanderungswellen, die dem wirtschaftli-
chen Wachstum folgten. Man schätzt, dass 
die Hälfte der Zuwachses an weniger quali-
fizierten Arbeitskräften in Malaysia und ein 
Drittel dieses Zuwachses in Thailand auf 
den Zustrom ausländischer Arbeitskräfte 
zurückzuführen ist. 
 
Die Auswirkungen derartiger Entwicklungen 
sollten jedoch nicht übertrieben werden. 
Eine größere Mobilität macht es sowohl 
leichter, irgendwo hin zu kommen, als auch 
wieder von dort wegzugehen. Mit der Zeit 
werden sich die Volkswirtschaften durch die 
Globalisierung einander annähern und da-
mit weniger Grund zur Auswanderung bie-
ten, während Arbeitsmigranten mehr Anrei-
ze erfahren werden, in ihr Ur-sprungsland 
zurückzukehren. Man geht davon aus, dass 
sogar schon im frühen 20. Jahrhundert 
schätzungsweise 25-30% der Einwanderer 
schließlich in ihr Heimatland zurückkehrten. 
 
 
Zudem fördert jeder längere Aufenthalt in 
einem anderen Land die Integration. Wenn 
junge Menschen zusammen die Schule be-
suchen, schließen sie schnell Freund-
schaften, und einige werden später Kinder 
zusammen haben, was die mächtigste Kraft 
zur Integration überhaupt darstellt. In Groß-
britannien bilden Kinder aus Misch-ehen die 
am schnellsten wachsende ethnische 
Gruppe. Bei 40% der Kinder mit einem 
schwarzen Elternteil ist der andere Eltern-
teil weiß, Tendenz steigend. 
 
Es gibt jedoch viele weitere Probleme, die 
angegangen werden müssen, und die Re-
geln der Gesellschaft müssen an diese 
neuen Umstände angepasst werden. Es 
geht hierbei meist mehr um kulturelle als 
um wirtschaftliche Fragen. Die volkswirt-
schaftlichen Zahlen sind noch unvoll-
ständig, scheinen aber zu belegen, dass 
Einwanderung unter dem Strich von Vorteil 
ist. Die Wahrnehmungen können hier je-
doch auseinander gehen. 
 
Derzeit ist es möglich, auf unbegrenzte Zeit 
in Großbritannien zu leben, ohne Staats-
bürger zu werden. Vielleicht ist es jetzt an 
der Zeit, dieses Konzept zu überprüfen und 
eine Regelung einzuführen, nach der zum 
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Beispiel jeder, der mehr als fünfzehn Jahre 
hier gearbeitet hat, sich um die Staatsbür-
gerschaft bewerben muss. Das hätte vor 
allem symbolische Bedeutung, denn es 
würde wohl kaum jemand davon abgehal-
ten, lediglich aus wirtschaftlichen Gründen 
in Großbritannien Arbeit zu suchen, und die 
meisten, die länger bleiben wollen, hätten 
wahrscheinlich sowieso nichts dagegen, 
Staatsbürger zu werden. 
 
Es gibt zudem gute Argumente für die Wei-
terentwicklung eines schlüssigeren und 
transparenteren Systems zur Einwande-
rungskontrolle. Noch wird vor allem die 
Notwendigkeit gesehen, die Menschen 
fernzuhalten, obwohl die Fakten darauf hin-
deuten, dass eine Rückkehr der Ein-
wanderer umso unwahrscheinlicher wird, je 
schärfer die Kontrollen empfunden werden. 
Schätzungen im Rahmen einer Studie zei-
gen, dass die Kosten für einen illegalen 
Grenzübertritt um das Dreifache stiegen, 
nachdem die USA ihre Kontrollen verschärft 
hatten, und zugleich die Anzahl der mexi-
kanischen Einwanderer, die nach zwei Jah-
ren nach Hause zurückkehrten, von 50% 
auf 38% sank. Aufmerksamkeit sollte au-
ßerdem auch der Entwicklung einer bilate-
ralen oder sogar multilateralen Einwande-
rungspolitik in Zusammenarbeit mit anderen 
Ländern geschenkt werden. 
 
Auch die Zentralregierungen müssen den 
neuen Anforderungen, die durch die neuen 
Migrationsmuster entstehen, mehr Auf-
merksamkeit widmen. Oft fallen nämlich die 
durch Einwanderer generierten Steuerein-
nahmen an die nationale Regierung, wäh-
rend erhöhte öffentliche Ausgaben für Un-
terbringung und Ausbildung zu Lasten der 
Kommunen gehen. Die Regierung braucht 
dann unter Umständen lange, um effektiv 
auf diese neuen Belastungen zu reagieren. 
Die durch die Globalisierung bedingte grö-
ßere Freizügigkeit der Arbeits-kraft erfor-
dert, wie auch in anderen Bereichen, sei-
tens der einzelnen Regie-rungen eine grö-
ßere Sensibilität Ver-änderungen gegen-
über und schnelleres, flexibleres Reagie-
ren. 
 
Die Liberalisierung ist vielleicht kein ein-
gängiger Ansatz zur Bewältigung der durch 
die neuen Entwicklungen bei den Migrati-
onsbewegungen entstandenen Schwierig-
keiten, eine geschlossene nationale Identi-

tät zu finden. In vielerlei Hinsicht bietet sie 
jedoch die besten Aussichten für die Schaf-
fung jener Frei-räume, die zur erfolgreichen 
Eingliederung und Integration nötig sind. 
Politisch kann das jedoch nur funktionieren, 
wenn es von neuen Maßnahmen zur Bestä-
tigung und Förderung nationaler Identität 
begleitet wird. 
 
 
Aufgaben für die Politik 
 
Trotz der Wichtigkeit der nationalen Identi-
tät sollten Politiker sich davor hüten, sie 
durch von oben auferlegte Konzepte steu-
ern zu wollen. Zum Beispiel würde die Art, 
wie der britische Premierminister Disraeli 
Ende des neunzehnten Jahrhun-derts dar-
an ging, in den Briten ein neues Bewusst-
sein für ihr Empire zu wecken, in unserer 
heutigen, offeneren und durch-lässigeren 
Welt weder funktionieren noch annehmbar 
sein. Heute haben Politiker die Aufgabe, 
Raum für die Entwicklung und den Aus-
druck einer nationalen Identität zu schaffen. 
  
 
Und, um ein anderes Beispiel zu nennen: 
viele britische Ministerien, etwa das Innen-
ministerium, das Ministerium für Bildung 
und Ausbildung, das Ministerium für Kultur, 
Medien und Sport, das Ministerium für Um-
welt, Ernährung und ländliche Ange-
legenheiten, das Büro des Stellvertretenden 
Premierministers, das Ministerium für Ver-
fassungsangelegenheiten, das Außen-
ministerium und, nicht zu vergessen, der 
BBC – alle geben Geld für Zwecke aus, die 
die nationale Identität und die öffentliche 
Meinung darüber stark beeinflussen kön-
nen. Alle diese Instituitionen sollten es sich 
ausdrücklich zur Aufgabe machen, den 
Stolz auf das Land zu fördern. Es geht 
hierbei nicht darum, genau festzuschreiben, 
woraus sich dieser Stolz speisen sollte, 
sondern vielmehr darum, zu diesem so 
wichtigen Thema einen Dialog zwischen 
Regierung und Regierten anzustoßen. 
Wenn wir das versäumen, signalisieren wir 
damit unterschwellig einen Mangel an Stolz 
oder gar Beschämung hinsichtlich unserer 
nationalen Identität. Für solche Empfindun-
gen besteht kein Grund und wir sollten sie 
auf gar keinen Fall zulassen. 
 
In symbolischer Hinsicht können und sollten 
wir zudem noch mehr tun: Wir sollten, ähn-
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lich wie andere Länder, einen National-
feiertag einführen, an dem wir unsere Ge-
meinsamkeiten feiern können. Das Ministe-
rium für Kultur, Medien und Sport sollte be-
sondere Routen für Wanderer, Fahrradfah-
rer und Autofahrer ausweisen, auf denen 
man die historisch bedeutenden Orte 
Großbritanniens erwandern und erfahren 
kann. 
 
Und bei der Ehrung verdienter Bürger soll-
ten in Zukunft Verdienste eine größere Rol-
le spielen als Status, denn es befördert 
nicht gerade den Sinn für Moral und Ge-
meinschaft, wenn Menschen, die einfach 
nur viel Geld verdient und dieses Geld einer 
Partei gespendet haben, höher geehrt wer-
den als Menschen, die ihr Leben als Kran-
kenschwester oder Lehrer dem selbstlosen 
Dienst an der Gemeinschaft gewidmet ha-
ben. 
 
Im Zentrum unserer Kultur steht unser Bil-
dungssystem, und auch hier können wir 
noch mehr dafür tun, dass angemessener 
Raum für die Stärkung der nationalen Iden-
tität zur Verfügung steht. Die Sedi-mente, 
die die Geschichte hinterlassen hat, bilden 
das Fundament unserer heutigen Welt, und 
bisher haben wir in unserem Bildungssys-
tem der Rolle der Geschichte nicht die ge-
bührende Aufmerksamkeit zu-kommen las-
sen. Geschichte ist ein Fach, das zur Aus-
bildung wichtiger geistiger Fähigkeiten und 
Fertigkeiten beiträgt. Sie ist jedoch noch 
weit mehr: Sie ermöglicht uns ein grundle-
gendes Verständnis unserer Identität als 
Nation, und wir sollten die Erkenntnis des 
Wertes einer solchen Identität systemati-
scher in unser Bildungs-system integrieren. 
 
 
Großbritannien in der Welt 
 
Historisch gesehen wurde nationale Iden-
tität immer durch die Abgrenzung gegen-
über anderen definiert. Es waren Kriege 
und Rivalitäten zwischen den Völkern, die 
deren Nationalbewusstsein und Sinn für die 
eigene, besondere Identität hervorbrachten. 
Heute jedoch, wo es äußerst unwahr-
scheinlich ist, dass wir als Land in einem 
konventionellen Krieg zwi-schen National-
staaten verwickelt werden, sollte unsere 
Beziehung zum Rest der Welt nicht länger 
der Prüfstein für unser Selbstgefühl sein. 
Das heißt nicht, dass unser Gefühl für un-

seren Platz in der Welt nicht wichtig für un-
sere nationale Identität ist – ganz im Ge-
genteil. Der Wert, den wir unserer ganz ei-
genen Identität zuschreiben, sollte uns je-
doch nicht dazu verleiten, in ein ängstliches 
Inseldenken abzugleiten. Wir haben es gar 
nicht nötig, ein Gefühl für unsere Identität 
von der Bedrohung durch Fremde abzulei-
ten; wir sollten uns im Gegenteil mittels ei-
nes festen Vertrauens in unsere eigene I-
dentität in die Lage ver-setzen, uns nach 
außen zu wenden, uns im Rahmen der mul-
tilateralen Institutionen, die all dies absi-
chern, aktiv und wirkungsvoll am Weltge-
schehen zu beteiligen, britische Interessen 
zu vertreten sowie Handel und nachbar-
schaftliche Beziehungen mit unseren Part-
nern zu pflegen. 
 
Unser Gefühl für unsere Verortung in der 
Welt wird nicht nur durch unsere Beziehung 
zur Europäischen Union bestimmt, so wich-
tig sie auch sein mag, sondern auch da-
durch, wie wir unsere Stellung zwischen 
Europa und den USA sehen. Kein anderer 
europäischer Staat hat so enge kulturelle 
und geschichtliche Bindungen zu den Ver-
einigten Staaten wie wir, und das bringt uns 
in eine einmalige Position. 
 
Alle Nationen brauchen – und besitzen – 
ein Gefühl dafür, was sie zu etwas Beson-
derem in der Welt macht. Fast hundert Jah-
re lang hat Großbritannien dieses Gefühl 
aus seinem Empire bezogen. In den ver-
gangenen fünfzig Jahren ist die Situation 
komplizierter geworden. Das imperiale Erbe 
ist noch in den Über-bleibseln des Status 
als Großmacht spür-bar, dem „Kämpfen in 
einer zu hohen Gewichtsklasse“ wie es das 
Außenmini-sterium gerne nennt, dem Sta-
tus einer Atommacht mit Sitz im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen. Gleichzei-
tig sind wir uns aber auch in steigendem 
Maße unserer Bestimmung als europäische 
Macht be-wusst geworden, die Einfluss und 
Inter-essen auf multilaterale Weise durch 
die Europäische Union durchsetzt. Gleich-
zeitig bleiben auch unsere kulturellen und 
historischen Verbindungen zu den Vereinig-
ten Staaten bestehen. Und all das ist in 
ständigem Wandel begriffen. Die Vereinten 
Nationen haben heute fast viermal so viele 
Mitgliedstaaten wie bei ihrer Gründung. Das 
Experiment der europäischen Integration ist 
eindeutig ein Erfolg, wenn auch mit einigen 
Mängeln, und hat bereits mehrere Inkarna-
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tionen durchlaufen. Und trotz all des stän-
dig wechselnden Drucks besteht die be-
sondere Beziehung zu den Vereinigten 
Staaten weiter fort. 
 
Wo soll Großbritannien seine Position in 
diesem komplizierten Beziehungsgeflecht 
verorten? Als eine wichtige Macht in Euro-
pa, einer der drei oder vier Großen dort? 
Als Juniorpartner der USA bei der Verbrei-
tung des angelsächsischen Markt-
liberalismus? Oder irgendwo dazwischen, 
als Brücke über den Atlantik zwischen Eu-
ropa und den USA, die einerseits ihre euro-
päische Bestimmung und andererseits ihre 
starke Bindung an die USA akzeptiert? 
 
Auf vielen Gebieten muss man sich gar 
nicht entscheiden, denn sowohl Europa als 
auch die Vereinigten Staaten haben ein 
demokratisches System und viele gemein-
same Werte und Interessen.  
 
Auf einigen Gebieten jedoch vertreten Eu-
ropa und die Vereinigten Staaten gelegent-
lich unterschiedliche Ansätze und Interes-
sen. Wo wir uns in emotionaler und kulturel-
ler Hinsicht verorten, schlägt sich grund-
sätzlich in unserem Selbstbild als Nation 
nieder. Und diese Frage stellt sich immer  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wieder aufs Neue – bei der EU-Politik und 
der Euro-Debatte, bei der Politik im Nahen 
Osten und der Irak-Frage, beim Handel und 
den Landwirtschaftssub-ventionen, beim 
Kampf gegen den Terrorismus und bei der 
Politik gegenüber den Entwicklungsländern. 
 
Die Interessen unseres Landes werden 
immer der entscheidende Faktor bei der 
Bestimmung unserer Stellung in der Welt 
bleiben – ein Großteil der Debatte ist natür-
lich von solchen Interessen bestimmt – a-
ber die emotionale Komponente richtet sich 
danach, ob wir uns als Nation eher im eu-
ropäischen, im amerikanischen oder in bei-
den Kontexten verorten. 
 
Jetzt, da Europa im Wandel begriffen ist 
und immer mehr verschiedene Völker und 
Kulturen mit einschließt, wird diese Debatte 
noch komplexer: Es geht nicht länger nur 
darum, wie Großbritannien seine Stellung 
zwischen Europa und den USA definiert, 
sondern auch darum, zu welcher Art Euro-
pa wir gehören wollen.Und welche Haltung 
die Menschen in diesen Debatten einneh-
men, wird von ihrer Ansicht darüber be-
stimmt, was für ein Land wir ihrer Meinung 
nach sind bzw. sein sollten. 
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Blickpunkt Großbritannien 
 
 Die letzen Veröffentlichungen der FES London können wir Ihnen 
auch gerne auf Nachfrage hin zusenden. Bitte kontaktieren Sie be-
züglich Bestellungen das Londoner Büro über die Kontaktseite der 
website www.feslondon.org.uk  
 
Der Boykott von Peugeot 
 
Lajos Kessler 

 
Als Reaktion auf die Anfang 2006 verkündete Schließung des Peugeot Werkes in Ryton, Groß-
britannien, und Verlegung der Produktion nach Osteuropa versuchten die zwei wichtigsten Ge-
werkschaften des Ryton-Werkes einen Boykotts der Firma Peugeot in Großbritannien zu organi-
sieren. Lajos Kessler faßt interessante Lehren dieser Kampagne zusammen – nicht nur für die 
britischen Gewerkschaften, sondern auch für die anderer Länder, die innovative Formen des Ar-
beitskampfs in Betracht ziehen. 
 
Gordon Brown – ein heimlicher Europäer? 
http://www.feslondon.org.uk/documents/BrownderEuropaer.pdf 
Ernst Hillebrand 

 
Im Lauf des ersten Halbjahres 2007 wird der bisherige Finanzminister Gordon Brown das Amt 
des britischen Premierministers übernehmen. Brown gilt in der Öffentlichkeit als Euroskeptiker, 
der für die EU und ihre Institutionen nur wenig Sympathie hegt und dessen politisches und intel-
lektuelles Interesse weit mehr den USA gilt. Aber ist dieses Bild richtig? 
 
Der Nationalstaat und die Linke 
http://www.feslondon.org.uk/documents/DerNationalstaatunddieLinke.pdf 
David Goodhart 

 
Nicht nur in Deutschland diskutiert man über einen neuen Patriotismus. Auch in Großbritannien 
sind eine Stärkung von nationaler Identität und die Bewahrung des Nationalstaats notwendig, so 
David Goodhart, Herausgeber von “Prospect“, um die Herausforderungen von Zuwanderung 
und gesellschaftlichen und kulturellen Wandel zu bewältigen. 
 
Gordons Welt 
http://feslondon.org.uk/documents/GordonsWelt.pdf 
David Mepham 

 
Der vorliegende Artikel aus der Feder David Mephams, des stellvertretenden Direktors des La-
bour-nahen Think tanks ippr, versucht die Konturen der Außenpolitik eines zukünftigen Premiers 
Brown zu bestimmen. Der Artikel ist ursprünglich in der Ausgabe des britischen Monatsmaga-
zins "Prospect" erschienen. 
 
Dicke Luft in Londonistan 
Ernst Hillebrand 

http://library.fes.de/pdf-files/bueros/london/03686.pdf 
 
Im Verhältnis zu seinen muslimischen Einwanderern ist Großbritanniens Multikulturalismus weit-
gehend gescheitert. Nur das linke Establishment will dies immer noch nicht wahrhaben 
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